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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 nahm der Ständerat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2021. Im Mittelpunkt des Berichts stand die Europapolitik der Schweiz mit dem
Schwerpunkt des institutionellen Rahmenabkommens. Darüber hinaus gab er eine
Übersicht über die aussenpolitischen Aktivitäten in Umsetzung der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Zu Beginn lieferte der Bericht eine Einschätzung der
geopolitischen Entwicklungen und hielt fest, dass der Abzug der US-amerikanischen
Truppen aus Afghanistan – der die Evakuation des Schweizer Kooperationsbüros nötig
gemacht hatte – eine Zeitenwende markiere, wobei sich die USA von der
Terrorbekämpfung abwenden und sich stattdessen auf ihre Beziehungen mit
rivalisierenden Grossmächten wie China konzentrieren würden. Durch die
zunehmenden Spannungen zwischen den Grossmächten hätten auch die Guten Dienste
und die Gaststaatrolle der Schweiz an Bedeutung gewonnen. Als Beispiel nannte der
Bericht das Treffen zwischen US-Präsident Joe Biden und dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin in Genf, sowie die Vorbereitung zahlreicher Friedensprozesse, unter
anderem jenen für Libyen. 
Zudem sei es gelungen, im Bereich der Aussenpolitik mehr Kohärenz zwischen den
verschiedenen Departementen herzustellen. Mit der Veröffentlichung der
geografischen Folgestrategien Sub-Sahara-Afrika 2021-2024 und China 2021-2024
wurde die zweite Ebene der aussenpolitischen Strategie ausgebaut. 
Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit, die durch die IZA-Strategie 2021-2024
definiert wird, dominierten im Berichtsjahr die Folgen der Covid-19-Pandemie. Die
Schweiz beteiligte sich unter anderem an der Entlastung der Gesundheitssysteme
durch finanzielle und medizinische Hilfslieferungen, beispielsweise durch die
zusätzlichen Kredite in Höhe von CHF 226 Mio. zugunsten der multilateralen Initiative
«Access to Covid-19 Tools Accelerator». In Erfüllung der Strategie Digitalaussenpolitik
2021-2024 wurde der Wissenschaftsdiplomatie eine grössere Rolle in der Schweizer
Aussenpolitik eingeräumt. Die 2019 gegründete GESDA konnte im Berichtsjahr erstmals
eine grössere Veranstaltung durchführen und trug damit zum Ziel der Strategie bei,
brückenbauend an der Schnittstelle von Wissenschaft und Politik zu wirken. 
Ein wichtiges Ziel der Legislaturplanung des Bundesrats 2019-2023 bestand in der
Sicherstellung geregelter Beziehungen mit der EU. Aufgrund des Abbruchs der
Verhandlungen über das InstA widmete sich das Schwerpunktkapitel den bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU. Der Bundesrat bekräftigte seinen
Willen, den bilateralen Weg fortzuführen und legte dar, welche zusätzlichen
Massnahmen zur Umsetzung des Legislaturziels ergriffen werden müssen. Um die
Beziehungen zur EU zu verbessern und die Zusammenarbeit zu stärken, wurden
verschiedene Massnahmen beschlossen, darunter die Freigabe der Rahmenkredite
Kohäsion und Migration und die Aufnahme eines strukturierten politischen Dialogs. In
vielen Bereichen zeigte sich 2021 jedoch keine Verbesserung oder gar eine
Verschlechterung der bilateralen Beziehungen. So wurden bei den Assoziierungen an
das Horizon-Paket 2021-2027 und Erasmus+ keine Fortschritte erzielt, das
Stromabkommen mit der EU rückte nach dem Aus des Rahmenabkommens in weite
Ferne und die fehlende Aktualisierung des MRA im Bereich der Medizinprodukte zwang
den Bundesrat dazu, Massnahmen zur Gewährleistung der Versorgung mit sicheren
Medizinprodukten zu erlassen. Trotz der schwierigen Beziehungen band sich die
Schweiz auch im Berichtsjahr in verschiedenen Sektoren enger an die EU. Unter
anderem beschäftigte sich eine interdepartementale Arbeitsgruppe mit dem von der
EU vorgesehenen CO2-Grenzausgleichsmechanismus, das Abkommen über
Zollerleichterungen und Zollsicherheit wurde aktualisiert und das Parlament
genehmigte die Übernahme weiterer Teile des Schengen-Besitzstands. Zudem wurde
die Beteiligung an der Prümer Zusammenarbeit, die wichtig für die polizeiliche
Kooperation innerhalb Europas ist, im Parlament angenommen. 
Der Bericht bilanzierte, dass die Umsetzung der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
in Bezug auf die Beziehungen zur EU einen Rückschlag erlitten habe. Anderweitig
verlaufe die Implementation der Strategie trotz der Pandemie aber zufriedenstellend.
Im anstehenden Jahr wolle sich die Schweiz für einen wirksamen Multilateralismus
einsetzen, wenn möglich als Mitglied des UNO-Sicherheitsrats. Zwei wichtige Anlässe zu
diesem Thema fänden 2022 in der Schweiz statt, einerseits das «International
Cooperation Forum Switzerland», andererseits die fünfte Ukraine-Reformkonferenz. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2022
AMANDO AMMANN
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In der Sommersession 2022 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2021. APK-NR-Sprecher Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) bedankte sich bei
Aussenminister Cassis für den «aussagekräftigen Bericht und für die mehrheitlich
kohärente Umsetzung der aussenpolitischen Strategie des Bundesrates». In Bezug auf
den Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen habe der Bundesrat im
Bericht erläutert, dass nur in zwei zentralen Bereichen des Abkommens substanzielle
Differenzen – beim Lohnschutz und der Auslegung des Freizügigkeitsabkommens –
bestanden hätten, wobei die EU nicht bereit gewesen sei, der Schweiz die nötigen
Ausnahmen zu gewähren. Eine Minderheit der Kommission unterstütze den
Abbruchsentscheid des Bundesrats, obwohl sie nie zu dieser Entscheidung konsultiert
worden sei, teilte Portmann mit. Die Mehrheit der Kommission habe sich sehr kritisch
darüber geäussert, dass sich der Bundesrat in seinem Bericht – rund zehn Monate nach
Verhandlungsabbruch – nach wie vor optimistisch zeige, dass die Freigabe des
geschuldeten Kohäsionsbeitrags und der autonome Nachvollzug von EU-Recht zu einer
Stabilisierung der bilateralen Beziehungen führen könnten. Portmann monierte, dass
diesen Aussagen eine «totale Fehleinschätzung seitens des Bundesrates zugrunde
liegt», der die Erosion der bilateralen Verträge nicht wahrhaben wolle. 
Ein weiteres Kapitel des Berichts widmete sich dem Thema «Frieden und Sicherheit».
Darin ging es vor allem um das Engagement der Schweiz auf multilateraler Ebene, unter
anderem in der UNO. Angesichts der erfolgreichen Wahl in den UNO-Sicherheitsrat
wünschten sich verschiedene Kommissionsmitglieder, dass die Schweiz weiterhin an
der Reform für eine UNO ohne Vetorecht arbeite und dazu beitrage, eine Vereinigung
von mittelgrossen und kleinen Staaten mit ähnlich gelagerten Anliegen und
Wertehaltungen zu schaffen, so Portmann. Weitere Minderheiten der APK-NR forderten
vom Bundesrat die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrags und eine aktivere
Politik im UNO-Menschenrechtsrat. Trotz der durchaus auch kritischen Stimmen
beantragte die APK-NR den Bericht einstimmig zur Kenntnisnahme. Denis de la
Reussille (pda, NE), ebenfalls Kommissionssprecher, lobte seinerseits den Bericht und
hob die Bedeutung der Armutsbekämpfung und des Zugangs zu Wasser in den
kommenden Jahren hervor. 
Verschiedene Fraktionssprecherinnen und -sprecher drückten anschliessend ihren
Unmut über den Abbruch der InstA-Verhandlungen mit der EU und die daraus
erwachsenen negativen Konsequenzen in Form von fehlender Teilnahme an wichtigen
Kooperationsprogrammen wie Erasmus und Horizon aus. Sie kritisierten auch die
fehlenden Bemühungen des Bundesrats, die Beziehungen schnellstmöglich zu
verbessern, beispielsweise durch die Aushandlung eines neuen Rahmenabkommens. 
Bundesrat Cassis fühlte sich angesichts der insgesamt doch eher positiven
Einschätzungen des Berichts in der Wahl eines neuen methodischen Ansatzes innerhalb
des EDAs bestätigt, wie er in der Folge erklärte. Dieser neue Ansatz beinhaltete
einerseits die engere Kooperation zwischen den sieben Departementen bei der
Gestaltung der Aussenpolitik, die er zu Beginn der Legislatur in der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023 angekündigt hatte, und andererseits die Entscheidung, den
aussenpolitischen Bericht möglichst knapp zu halten. Zur Kritik an der EU-Politik des
Bundesrats bezog der Bundespräsident hingegen keine Stellung. Der Nationalrat nahm
den Bericht auf Antrag seiner Kommission zur Kenntnis. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Depuis le premier avril 1991, la Suisse, en tant qu'Etat neutre, représente les intérêts de
Cuba à Washington après que la Tchécoslovaquie a renoncé à cette tâche. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.04.1991
ANDRÉ MACH

Au mois de février, la cheffe du DFAE a rencontré à Genève la ministre des affaires
étrangères colombienne Maria Consuelo Araujo Castro. Les discussions ont porté
principalement sur le rôle de la Suisse en tant que facilitateur dans le conflit entre les
autorités colombiennes et la guérilla FARC. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.02.2007
ELIE BURGOS

La nouvelle ambassadrice de Colombie a remis ses lettres de créances à Berne. Le
retour d’un poste d’ambassadeur à Berne a permis de renouer le dialogue entre les
deux pays après que le gouvernement colombien a déclenché une enquête judiciaire à
l’encontre du négociateur suisse Jean-Pierre Gontard, pour collusion avec la guérilla
FARC dans le cadre de l’affaire Betancourt. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.01.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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En novembre, le président turc, Abdullah Gül, est venu à Berne pour une visite de deux
jours. Cette dernière marque un renforcement des relations bilatérales malgré les
tensions ayant entourés la reconnaissance du génocide arménien par différents acteurs
politiques helvétiques. La Confédération joue effectivement le rôle de médiateur dans
les relations de la Turquie avec l’Arménie. Il a rencontré le Conseil fédéral pour discuter
du processus de normalisation des relations entre ces deux pays et de la candidature
d’Ankara à l’UE. Les discussions ont également abordé l’interdiction des minarets. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der georgische Aussenminister Grigol Waschadse weilte Anfang März auf Einladung von
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey in Bern. Nebst verschiedenen bilateralen
Fragen stand die Vermittlung der Schweiz zwischen Georgien und Russland im Zentrum
der Gespräche. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.03.2011
ANITA KÄPPELI

Gute Dienste

Afin de parvenir à une amélioration de la situation en Colombie, le gouvernement
suisse a invité à Genève les principaux acteurs de la guerre civile larvée qui déstabilise
le pays depuis plus de trente ans. Réunis dans le même hôtel, des médiateurs suisses,
des représentants du gouvernement, des responsables de l’Armée de libération
nationale (ELN) et plus de 80 représentants de la société civile colombienne
(entreprises, ONG, syndicats, médias) ont discuté les principes de base à un cessez-le-
feu . 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.07.2000
FRANÇOIS BARRAS

Une équipe de médiation composée de représentants suisses et américains est
parvenue à faire accepter les modalités d’un accord de cessez-le-feu aux parties au
conflit dans les Monts Nouba au Soudan. Il ne s’agissait pas de régler tout le problème
soudanais mais de contribuer à la pacification temporaire d’une partie du pays. Après
les négociations au Bürgenstock, du 14 au 18 janvier, le gouvernement de la République
du Soudan et le Mouvement de libération du peuple soudanais (SPLM) se sont entendus
pour une trêve de six mois renouvelable. Cette supervision conjointe américano-suisse
était placée sous la conduite de l’ambassadeur en mission spéciale pour la gestion des
conflits Josef Bucher. Une commission de gestion et de contrôle de l’accord, formée
des parties au conflit ainsi que de contrôleurs internationaux a été mise sur pied. Cet
accord a été reconduit pour six mois en septembre. Quatre experts suisses ont
participé à la mission de surveillance. La Suisse n’était cependant pas directement
représentée aux négociations inter-soudanaises de Nairobi (Kenya) menées par les
Etats-Unis. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.09.2002
ROMAIN CLIVAZ

La Suisse a en outre offert une nouvelle fois ses bons offices au gouvernement népalais
et à la guérilla maoïste pour tenter de relancer le dialogue politique. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.06.2004
ELIE BURGOS

Malgré l’échec apparent de la mission suisse visant à obtenir un échange d’otages et de
prisonniers entre la guérilla des Forces armées révolutionnaires de Colombie (FARC) et
le gouvernement colombien, la Suisse a poursuivi son rôle de « facilitateur » sur le
terrain avec l’aval des autorités. En décembre, les deux parties ont donné leur accord
formel pour la mise sur pied de négociations avec l’aide du « facilitateur » helvétique. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.12.2004
ELIE BURGOS

La mission suisse visant à obtenir un échange d’otages et de prisonniers entre la
guérilla des Forces armées révolutionnaires de Colombie (FARC) et le gouvernement
colombien, a poursuivi, durant l’année sous revue, son rôle de « facilitateur » dans les
discussions entre le gouvernement colombien et les rebelles. Micheline Calmy-Rey a
salué en juillet les efforts faits par Bogota, afin de rencontrer les représentants des
FARC pour discuter d’un éventuel accord. En fin d’année, la Suisse a contribué (avec la
France et l’Espagne) à une avancée significative: le retrait de l’armée colombienne
d’une zone rurale de 180 km2, pour y tenir d’éventuelles négociations avec les rebelles.
La Suisse a également été désignée par le gouvernement colombien et l’ELN, une
guérilla guévariste deuxième groupe armé du pays, pour « accompagner »
(conjointement avec un groupe de pays parrains) le dialogue entre les deux acteurs. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS
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Dans le cadre de la crise internationale liée au dossier nucléaire iranien, le président
iranien Mahmoud Ahmadinejad a utilisé l’ambassade de Suisse à Téhéran (qui
représente les intérêts américains en Iran) pour transmettre une lettre adressée à son
homologue américain. Suite à ce geste sans précédent depuis 1980 envers les USA,
l’Iran a demandé à la Suisse d’examiner la possibilité d’organiser une conférence
internationale à Genève, en vue de discussions entre l’Iran et les pays disposant de
l’arme nucléaire. Malgré l’engagement du DFAE, aucune avancée significative n’a été
enregistrée durant l’année sous revue. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.07.2006
ELIE BURGOS

En début d’année, des pourparlers de paix sur le Sri Lanka se sont ouverts près de
Genève entre le gouvernement sri-lankais et les Tigres de libération de l’Eelam tamoul,
dans le cadre du processus de paix convoqué par la Norvège et soutenu par la Suisse.
Reportées un temps à cause de flambées de violence sur l’île, les négociations se sont
néanmoins poursuivies au mois de novembre. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.10.2006
ELIE BURGOS

La Suisse a poursuivi au cours de l’année sous revue son rôle de facilitateur entre les
autorités colombiennes et les deux guérillas du pays, les FARC et l’ELN. Avec l’aide de la
France, de l’Espagne et de la Norvège, la Suisse fournit une aide humanitaire aux
victimes du conflit armé et cherche à faire aboutir un accord humanitaire sur la
libération des otages détenus par les FARC notamment. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.03.2007
ELIE BURGOS

Le Dalaï-lama a demandé à la Suisse d’intervenir en tant que médiateur dans le conflit
tibétain, pour tenter de faire aboutir les discussions entre les tibétains et le
gouvernement chinois. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.08.2007
ELIE BURGOS

Ingrid Betancourt, otage des FARC depuis plusieurs années, a été libérée début juillet
suite à une opération de l’armée colombienne. Quelques jours après, la Colombie a mis
en cause le médiateur suisse, Jean-Pierre Gontard, le soupçonnant de connivence avec
la guérilla marxiste dans une affaire remontant à plusieurs années. Une enquête sur ce
dernier a d’ailleurs été ouverte par le Procureur général colombien. Malgré le soutien
apporté à son médiateur par Micheline Calmy-Rey et la visite de cette dernière en
Colombie au mois d’août afin de normaliser les relations entre les deux pays, le
gouvernement colombien a annoncé renoncer à la médiation suisse, mais également
française en faveur des otages détenus par les FARC. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.08.2008
ELIE BURGOS

Suite au conflit intervenu entre la Russie et la Géorgie (la Russie ayant reconnu
l’indépendance de l’Abkhazie et de l’Ossétie du Sud) et à la rupture des relations
diplomatiques entre les deux pays, la Suisse a proposé ses bons offices. Moscou a
décidé de lui confier le mandat de représenter les intérêts russes en Géorgie en fin
d’année, suite à une visite de Micheline Calmy-Rey à son homologue Sergueï Lavrov. La
Géorgie a également sollicité la Suisse pour représenter ses intérêts en Russie. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2008
ELIE BURGOS

En janvier, la Suisse a officialisé ses bons offices envers la Russie et la Géorgie suite à la
guerre éclair qui les a opposés en août 2008 et qui s’est achevée par la déclaration
d’indépendance unilatérale de l’Abkhazie et de l’Ossétie du sud. Micheline Calmy-Rey a
conclu un accord lors d’une visite en Géorgie en début d’année dans lequel la
Confédération s’est engagée à défendre les intérêts russes en Géorgie et géorgiens en
Russie. Les ambassades des deux pays ont donc été réouvertes en tant que filiales des
ambassades suisses. Par ailleurs, durant l’année sous revue, un rapport était en cours
d’élaboration par une commission d’enquête de l’UE afin d’éclairer les responsabilités
de chaque partie dans ce conflit. La Suisse y a joué un rôle déterminant en y intégrant
une diplomate en tant que cheffe de la commission d’enquête. En décembre, le
ministre des affaires étrangères géorgien, Grigol Vashadze, s’est rendu à Berne et y a
rencontré Micheline Calmy-Rey. Le ministre géorgien a remercié la Suisse pour son
appui technique, humanitaire et financier. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Au mois de mars, la Géorgie et la Russie ont rouvert un poste frontière plus d’un an
après la guerre. La Suisse s’était mise à disposition dans la résolution du conflit en
proposant des services de médiation. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Rahmen eines Schutzmachtmandats vertritt die Schweiz seit dem Kaukasuskrieg
2008 die Interessen Georgiens in Russland sowie diejenigen Russlands in Georgien und
vermittelt zwischen den beiden Staaten. Diese Mediation mündete im November des
Berichtsjahres in der Unterzeichnung eines Abkommens zwischen Georgien und
Russland. Vertreter beider Länder unterschrieben in Genf einen Vertrag, welcher die
Zollverwaltung und den Umgang mit Handelsgütern festlegt. Die Überwachung der
Regelkonformität beider Länder obliegt einer Privatfirma. Bei Konflikten soll die
Schweiz jedoch die Vermittlerrolle des Vermittlers übernehmen. Durch die
Unterzeichnung des Vertragswerks wurde eines der letzten Hindernisse für den Beitritt
Russlands zur Welthandelsorganisation WTO ausgeräumt. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.11.2011
ANITA KÄPPELI

Im September 2013 reichte die SP-Fraktion eine Motion mit dem Titel «Für eine von
Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» ein. Diese
verlangte vom Bundesrat, darauf hinzuarbeiten, dass im Nahen und Mittleren Osten
eine von Atomwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone errichtet
werden kann. Der Bundesrat solle das amerikanisch-russische Abkommen zur
Vernichtung der syrischen Chemiewaffen vom 14. September 2013 zum Anlass nehmen,
den Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu stigmatisieren und deren Besitz im
Nahen und Mittleren Osten verifizierbar zu verbieten. Er habe ja bereits in seiner
Antwort auf die Motion Markwalder (fdp, BE; Mo. 08.3359) kernwaffenfreie Zonen
befürwortet und sich für die Errichtung einer solchen im Nahen Osten ausgesprochen. 
Laut Stellungnahme des Bundesrats entspreche das Anliegen der SP einem
traditionellen Schwerpunkt der Schweizer Aussenpolitik, und zwar der Stärkung der
internationalen Sicherheit und Stabilität. Dazu gehöre auch die Unterstützung der
Anstrengungen der UNO, eine Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone
vorzubereiten. Der Bundesrat beantragte deshalb die Annahme der Motion. 22

MOTION
DATUM: 13.12.2013
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2013 wurde die Motion «Für eine von Massenvernichtungswaffen
freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» im Nationalrat von Roland Borer (svp, SO)
bekämpft, weshalb sie erst in der Herbstsession 2014 diskutiert werden konnte. 
Claudia Friedl (sp, SG) äusserte in ebendieser Herbstsession ihr Unverständnis
hinsichtlich der Bekämpfung durch Nationalrat Borer. Laut Friedl wären die Umstände
zum Zeitpunkt der Eingabe sehr günstig gewesen, um die Abrüstung im Nahen Osten
durch einen multilateralen Prozess in Gang zu setzen. Roland Borer begründete seine
Bekämpfung damit, dass es seiner Meinung nach keinen Sinn mache diese Forderung
permanent zu wiederholen, obwohl das Parlament dem Anliegen in vorhergehenden
Vorlagen bereits zugestimmt habe. Borer betonte, dass es an anderen Instanzen sei,
«endlich Remedur zu schaffen». Laut Bundesrat Burkhalter beteiligte sich die Schweiz
bereits an den Bemühungen zur Gewährleistung der internationalen Sicherheit in der
Region. So unterstütze man logistisch einen finnischen Vermittler vor Ort, der eine
Konferenz zur Einrichtung einer massenvernichtsungswaffenfreien Zone vorbereite.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 128 zu 60 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Die
Gegenstimmen stammten überwiegend vonseiten der SVP-Fraktion. 23

MOTION
DATUM: 15.09.2014
AMANDO AMMANN

Die Motion der SP-Fraktion «Für eine von Massenvernichtungswaffen freie Zone im
Nahen und Mittleren Osten» wurde in der Frühjahrssession 2015 im Ständerat
behandelt. Die SIK-SR hatte diese einstimmig zur Annahme empfohlen und ihr Sprecher
Roberto Zanetti (sp, SO) erklärte in der Ratsdebatte, dass man sich zwar keine Wunder
erhoffe, damit aber die Arbeit des Bundesrates unterstütze. Bundesrat Burkhalter
räumte ein, dass man das Anliegen der Motion im ersten Augenblick für naiv halten
könne, tatsächlich sei die Gefahr der nuklearen Proliferation in besagter Region aber
real, weshalb er derartige Bemühungen als absolut notwendig erachte. Der Ständerat
nahm die Motion stillschweigend an. 24

MOTION
DATUM: 03.03.2015
AMANDO AMMANN
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Im April 2020 beantragte die APK-NR ihrem Rat mit 16 zu 6 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), eine Erklärung für einen globalen Waffenstillstand aufgrund der
Corona-Pandemie zu verabschieden. Die Kommission wollte die Staatengemeinschaft
und sämtliche Konfliktparteien dazu auffordern, sich an einem globalen
Waffenstillstand zu beteiligen, um die Herausforderungen der Corona-Pandemie
solidarisch angehen zu können. Der Bundesrat werde damit aufgefordert, das
Parlament an den Schweizer Tätigkeiten in der UNO teilhaben zu lassen, den
Weltfrieden und die menschliche Sicherheit zu fördern und den Wiederaufbau der
Weltwirtschaft entlang der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 mitzugestalten. Die
Kommission nahm dabei auch explizit Bezug auf eine Erklärung des UNO-
Generalsekretärs Antonio Guterres, der die Absurdität des Kriegs angesichts einer
solchen Katastrophe hervorgehoben und die Unterbrechung bewaffneter Konflikte
gefordert hatte. 
In der Sondersession im Mai 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem Antrag seiner
Kommission, wobei Stefanie Heimgartner (svp, AG) aufgrund der «irreführenden und
unrealistischen» Natur der Erklärung deren Ablehnung verlangte. Unterstützt wurde sie
von ihrem Parteikollegen Roland Büchel (svp, SG), der die Erklärung als Grundlage für
Zahlungen in Millionenhöhe für die humanitäre Hilfe erachtete – Geld, welches gemäss
Büchel im Inland dringend benötigt werde. Nationalrat Büchel richtete sich mit seinem
Appell primär an die übrigen bürgerlichen Parteien, erhielt von diesen jedoch kaum
Unterstützung. Nationalrat Portmann (fdp, ZH) zum Beispiel zeigte sich überzeugt, dass
die reiche Schweiz innerhalb des bestehenden Budgets durch Einsparungen etwas
«Luxus und Reichtum» abgeben könne. Die Erklärung wurde dementsprechend mit 129
zu 44 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) eindeutig angenommen. 25

ANDERES
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

Im November 2020 eröffnete Bundesrat Cassis die Afghanistan-Konferenz in Genf,
welche von der UNO und der afghanischen Regierung organisiert wurde. Die
Veranstaltung diente der Diskussion von Möglichkeiten, um die Stabilität in Afghanistan
zu stärken. In seiner Eröffnungsrede lobte Cassis die Wahlpartizipation in Afghanistan,
trotz des blutigen Kriegs, und forderte eine politische Lösung des Konflikts. Die Schweiz
setzt sich seit 2002 für die Förderung der Menschenrechte, die Stärkung des
Rechtsstaats, die Verbesserung der Grundbildung, die landwirtschaftliche Entwicklung
und die nachhaltige Nutzung von Ressourcen in Afghanistan ein. Von 2017 bis 2020
wendete sie dafür jährlich etwa CHF 26 Mio. auf. Cassis nutzte seine Anwesenheit an
der Konferenz zudem für mehrere bilaterale Gespräche, unter anderem mit dem
afghanischen Präsidenten Ashraf Gani und dem afghanischen Aussenminister
Salahuddin Rabbani sowie mit dem deutschen Aussenminister Heiko Maas. 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.11.2020
AMANDO AMMANN

Im Dezember 2020 wurde die Motion der SP-Fraktion im Rahmen der Besprechung des
Berichts des Bundesrats über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im
Jahr 2019 abgeschrieben. Der Vorstoss hatte den Bundesrat damit beauftragt, sich für
eine massenvernichtungswaffenfreie Zone im Nahen und Mittleren Osten einzusetzen.
Die ursprünglich zu diesem Zweck unterstützte im Ausland angestellte Planung einer
Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone war 2015 zum Stillstand gekommen. 2018
wurden zwar neue Bemühungen lanciert, um eine derartige Konferenz durchzuführen.
Die Schweiz hatte sich aber nur punktuell als Beobachterin engagiert. Laut Bericht hatte
die Schweiz dann aber die 2019 erstmals stattfindende Konferenz über ihren regulären
UNO-Beitrag mitfinanziert, womit der Vorstoss als erfüllt betrachtet wurde. Der
Bundesrat teilte beim Antrag zur Abschreibung zudem mit, dass er sich auch weiterhin
für eine solche Zone aussprechen und bei sich bietender Gelegenheit Unterstützung
leisten werde. 27

MOTION
DATUM: 09.12.2020
AMANDO AMMANN

Anfang Februar 2021 war die Schweiz Gastgeberin des Libyschen Forums für
politischen Dialog. In diesem Rahmen wurde ein Exekutivorgan ernannt, das die im
Dezember 2021 vorgesehenen Wahlen in Libyen vorbereiten soll. Laut EDA leiste die
Schweiz als Gaststaat einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung des Libyen-
Friedensprozesses, der unter der Schirmherrschaft der UNO steht. Zudem engagiere
sich die Schweiz seit 2009 friedenspolitisch und humanitär mit Projekten im Bereich
der Migrationsaussenpolitik in Libyen. Anlässlich des Gesprächs gab die Schweiz zudem
bekannt, weitere Treffen auszurichten, was auch den friedens- und
sicherheitspolitischen Zielen der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 entspreche.
Frieden und Sicherheit sind laut Medienmitteilung des EDA eine Priorität der Strategie,
dazu gehöre der Einsatz für die Beilegung von Konflikten und die Stärkung der

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.02.2021
AMANDO AMMANN
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Menschenrechte. 28

Im September 2021 nahm Bundesrat Cassis an der Afghanistan Konferenz der UNO teil,
an der die Situation in Afghanistan nach der Machtübernahme durch die Taliban
besprochen wurde. Das Ziel der Konferenz bestand darin, auf die grosse humanitäre
Krise aufmerksam zu machen und die finanzielle Soforthilfe zu sichern. Bundesrat
Cassis kündigte eine Erhöhung der Mittel für humanitäre Hilfe um CHF 33 Mio. an,
womit sich die Schweizer Hilfe bis Ende 2022 auf rund CHF 60 Mio. belaufen werde.
Cassis erinnerte aber auch daran, dass finanzielle Hilfe alleine nicht ausreiche, und
forderte die Taliban auf, internationalen Organisationen und NGOs uneingeschränkten
Zugang zur Bevölkerung zu ermöglichen. Auch die Achtung der Menschenrechte und der
Minderheitenschutz müssten garantiert werden. Aussenminister Cassis traf sich im
Rahmen der Konferenz unter anderem mit UNO-Generalsekretär António Guterres, um
sich über die humanitäre Soforthilfe und die zukünftige internationale
Entwicklungskooperation in Afghanistan zu unterhalten. 29

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.09.2021
AMANDO AMMANN

Anfang Januar 2022 berichteten verschiedene Medien, dass sich Vertreterinnen und
Vertreter der USA und Russlands in Genf für gemeinsame Gespräche zur Deeskalierung
der Spannungen zwischen den beiden Staaten treffen wollen. Während Russland in den
vorangehenden Wochen mehrere tausend Soldaten an die russisch-ukrainische Grenze
verlegt hatte, drohten die USA mit Sanktionen im Falle einer Invasion, wie 24heures
berichtete. Dieses Treffen nutzte Bundespräsident Cassis, um sich mit den
Aussenministern der USA und Russland, Blinken und Lawrow, über die Sicherheitslage
in Europa und die kritische Situation an der russisch-ukrainischen Grenze
auszutauschen. Cassis zeigte sich besorgt über die zunehmenden Spannungen in der
Ostukraine und forderte einen gemeinsamen Dialog, um die Sicherheit in Europa zu
gewährleisten. Die Schweiz bot ihre Guten Dienste als Vermittlerin an, sofern diese von
den involvierten Parteien gewünscht würden. Cassis schlug ausserdem vor, die OSZE als
weitere Dialogplattform zu nutzen. Weitere Themen der bilateralen Gespräche
zwischen der Schweiz und den beiden Ländern betrafen die Lage in Afghanistan,
Menschenrechtsfragen und die Beziehungen der USA zum Iran und zu Libyen. Im
Nachgang der Gespräche nahm Cassis den anwesenden Medien gegenüber Stellung zum
Thema und gab sich positiv hinsichtlich der «freundschaftlichen aber konzentrierten
Stimmung», die geherrscht habe. Cassis betonte erneut, dass die Schweiz ihre Guten
Dienste anbiete, sich gleichzeitig aber auch in der OSZE dafür engagiere, die Situation
zu entspannen. Die OSZE sei besonders dafür geeignet, um zur Lösung aktueller
Probleme beizutragen. Cassis nahm auch Stellung zur Ukraine-Konferenz, die im Juli
desselben Jahres in Lugano stattfinden soll, und bestätigte, dass Russland nicht daran
teilnehmen werde. Es werde an der Konferenz nicht um Sicherheit im geopolitischen
Sinne gehen, daher rechnete Cassis auch nicht mit Auswirkungen der aktuellen
Spannungen auf die Durchführung. Schliesslich sah der Schweizer Bundespräsident in
der erneuten Wahl Genfs als Standort für das hochrangige bilaterale Treffen zwischen
den beiden Grossmächten ein Zeichen für «die ungebrochene Bedeutung des
Internationalen Genfs, wenn es darum gehe, Lösungen für Herausforderungen der
Gegenwart zu suchen». 30

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.01.2022
AMANDO AMMANN

Im Rahmen der Vorbereitung für die Ukraine Reform Conference in Lugano, die auf
Anfang Juli 2022 geplant war, tat sich einiges im EDA. Weil ein physisches Treffen der
wichtigsten Vertreter, das im Januar 2022 am Rande des WEF vorgesehen gewesen
wäre, aufgrund dessen Verschiebung nicht stattfinden konnte, wurde noch im Januar
ersatzweise ein Online-Anlass organisiert, an dem nebst Bundespräsident Ignazio Cassis
auch der ukrainische Präsident Volodymyr Zelenskyy teilnahm. Zelenskyy äusserte seine
Erwartungen an die Konferenz. Es solle sich um eine Diskussionsplattform handeln, mit
deren Hilfe darüber nachgedacht werden solle, wie die Resilienz der Ukraine gestärkt
und ihre Transformation beschleunigt werden könnte. Im Zentrum des Anlasses sollten
insbesondere die allgemeinen Wirtschaftsbeziehungen der Ukraine, die
wirtschaftspolitischen Reformen und das rechtsstaatliche Investitionsumfeld stehen. 

Angesichts des mittlerweile gestarteten russischen Aggressionskriegs in der Ukraine
wurde die Konferenz im Mai 2022 umbenannt und sollte fortan unter dem Namen
«Ukraine Recovery Conference» mit dem Ziel des Wiederaufbaus der Ukraine
durchgeführt werden. Anlässlich des verschobenen WEF-Jahrestreffens in Davos Ende
Mai 2022 informierten Bundespräsident Cassis, der ukrainische Premierminister Denys

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.07.2022
AMANDO AMMANN
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Shmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba über den geplanten Ablauf der Konferenz.
Rund vierzig Staaten und 20 internationale Organisationen – darunter die OECD und die
EBWE – seien bereits an die Konferenz eingeladen worden. Diese werde einen
konkreten Wiederaufbau- und Entwicklungsplan zum Ziel haben und Diskussionen über
Prioritäten, Methoden und Prinzipien des Wiederaufbaus und dessen Gestaltung in den
Bereichen Wirtschaft, Infrastruktur, Umwelt und Soziales umfassen. Das EDA teilte mit,
dass Reformen besprochen werden sollten, die den Wiederaufbau begleiten werden
und «in der jetzigen Situation implementiert werden können». 

Im Juni 2022 beschloss der Bundesrat aufgrund der anhaltenden internationalen
Spannungen umfangreiche Sicherheitsmassnahmen während der Durchführung der
Konferenz in Lugano. Da die Veranstaltung als «ausserordentliches Ereignis»
klassifiziert wurde, beteiligte sich der Bund zu 80 Prozent an den anfallenden
Sicherheitskosten, wobei er zudem den Einsatz von bis zu 1'600 Armeeangehörigen zur
Unterstützung der Tessiner Kantonspolizei beschloss. Die Armee sollte auch den
Luftraum in der Region Lugano überwachen und dessen Nutzung temporär
einschränken.
Einige Tage darauf äusserten sich verschiedene Schweizer Politiker in der Zeitung
«Blick» sehr kritisch über die anstehende Konferenz. SVP-Präsident Marco Chiesa (svp,
TI) sah in der Veranstaltung keinen Sinn, da es sich weder um eine Reformkonferenz,
noch einen Friedensgipfel handle. Für Letzteres hätte es die Einladung beider
Kriegsparteien bedurft, zudem sei der Krieg noch in vollem Gange und somit sei unklar
«was überhaupt aufgebaut werden muss». Auch für Mitte-Fraktionschef Philipp Bregy
(mitte, VS) waren Ziel und Zweck der Lugano-Konferenz nicht klar erkennbar, weshalb
die Mitte eine Klärung durch Aussenminister Cassis erwartete. SP-Nationalrat Eric
Nussbaumer (sp, BL) mahnte, dass die Konferenz «sorgfältig in die laufenden
internationalen Bemühungen eingebettet» werden müsse, um zur Beendigung des
Krieges beitragen zu können. 
Bundespräsident Cassis liess sich von den kritischen Stimmen nicht beirren und
betonte an einer Pressekonferenz Ende Juni, dass eine Absage der Konferenz ein
negatives Signal vonseiten der internationalen Gemeinschaft darstellen würde. Die
Schweiz, die sich mit ihrer langen Tradition der Guten Dienste für Stabilität in Europa
einsetze, könne sich nicht zurückziehen. Zumindest die Tessiner Regierung zeigte sich
stolz, einen solchen Anlass beherbergen zu dürfen. Norman Gobbi (lega, TI) sah darin
eine Chance für Lugano, sich als Stadt mit internationalem Charakter zu profilieren und
zugleich zum Frieden in Europa beizutragen. Die Aargauer Zeitung merkte an, dass die
Konferenz zeitlich optimal gelegen sei, fänden doch im Vorfeld mit dem EU-Gipfel und
der Diskussion über den Kandidatenstatus der Ukraine, dem G7-Gipfel und dem NATO-
Gipfel zahlreiche internationale Treffen statt. Dadurch müsse man in Lugano nicht
zusätzlich auch noch über anderweitige politische und sicherheitsrelevante
Kriegsthemen diskutieren, sondern könne sich auf das angekündigte Programm
fokussieren. Auch Simon Pidoux – EDA-Sonderbotschafter für die Ukraine-
Reformkonferenz – hob gegenüber Le Temps den Nutzen der Konferenz hervor. Sie
biete dem Privatsektor im In- und Ausland eine erste Gelegenheit, direkt mit der
ukrainischen Regierung in Kontakt zu treten und deren Bedürfnisse im Rahmen des
Wiederaufbaus in Erfahrung zu bringen. 

Neuerliche Kritik kam Ende Juni auf, nachdem der deutsche Bundeskanzler Olaf Scholz
und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen zum Abschluss des G7-Gipfels
eine eigene Ukraine-Wiederaufbaukonferenz ankündigten. SVP-Nationalrat und Mitglied
der APK-NR Franz Grüter (svp, LU) meinte darin ein Zeichen der fehlenden
Wahrnehmung der Lugano-Konferenz zu erkennen. Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH)
warf dem EDA vor, konzeptionelle Fehler gemacht zu haben, wenn sich die
europäischen Partner schon nicht auf ein koordiniertes Vorgehen einigen könnten. Das
EDA teilte hingegen mit, dass sich die internationalen Bemühungen angesichts der
Komplexität des Wiederaufbaus ergänzen würden. Der politisch-diplomatische Prozess
werde in Lugano initiiert, die Konferenz stelle also nur den Beginn des
Wiederaufbauprozesses dar. 

Kurz vor Beginn der Konferenz unterzeichneten UVEK-Vorsteherin Simonetta
Sommaruga und der ukrainische Umweltminister Ruslan Strilets ein bilaterales
Klimaabkommen, das zusätzliche Mittel für den Klimaschutz mobilisieren soll. 

Die Konferenz wurde am 4. Juli von Bundespräsident Cassis eröffnet, der in seiner
Willkommensrede verlangte, dass sich der ursprüngliche Zweck der Konferenz
(institutionelle Reformen) und der neue Zweck (zielgerichteter Wiederaufbau) ergänzen
müssten. Obwohl Präsident Zelenskyy nur virtuell an der Konferenz teilnehmen konnte,
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war die Ukraine durch Premierminister Schmyhal prominent vor Ort vertreten. Das EDA
teilte mit, dass in den folgenden beiden Tagen Gespräche über den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan der Ukraine, die Beiträge der internationalen Partner, die Prinzipien
des Wiederaufbaus aber auch separate Arbeitsgespräche in den Bereichen Wirtschaft,
Soziales, Digitalisierung, Infrastruktur und Umweltschutz stattfinden würden. Die
Konferenz wurde mit der Veröffentlichung der sogenannten «Lugano-Deklaration», die
die wichtigsten Ergebnisse der Konferenz vorstellt, abgeschlossen. Das Dokument und
die darin formulierten «Lugano-Prinzipien» diene als gemeinsamer Richtwert für die
Zukunft und solle den weiteren Wiederaufbauprozess prägen, erklärte Cassis. Die
Schlusserklärung verurteilte die russische Aggression, forderte den Rückzug aller
russischen Truppen und verpflichtete die in Lugano anwesenden Staaten, die Ukraine
kurz- und langfristig beim Wiederaufbau zu unterstützen.
Cassis stellte die sieben Kernprinzipien in seiner Abschlussrede vor: Partnerschaft: der
Wiederaufbauprozess wird von der Ukraine gesteuert und mit internationalen Partnern
vorangetrieben; Fokus auf Reformen: Wiederaufbau und der Ausbau von Reformen
bedingen sich gegenseitig; Transparenz und Rechenschaftspflicht, eine unabhängige
Justiz und die Bekämpfung von Korruption; Demokratische Partizipation unter Einbezug
lokaler Gemeinschaften; Multi-Stakeholder Engagement: nationale und internationale
Akteure werden miteinbezogen; Gleichheit, kein Ausschluss von Minderheiten;
Nachhaltigkeit gemäss der Agenda 2030 und dem Abkommen von Paris, der
Wiederaufbau und die Reformen beschränken sich nicht nur auf Infrastruktur und
Institutionen sondern umfassen auch soziale, wirtschaftliche und ökologische Aspekte. 

Die britische Aussenministerin Elizabeth Truss hatte schon zu Beginn der Konferenz
angekündigt, dass 2023 eine weitere Konferenz durch das Vereinigte Königreich
organisiert werde, Deutschland hatte verlauten lassen selbiges im Jahr 2024 zu tun und
EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hatte die Initiative für eine Wiederaufbau-
Plattform vorgestellt, deren Grundstein die Lugano-Prinzipien darstellten. 
Das EDA teilte im Anschluss an die Konferenz überdies mit, dass das SECO in Lugano
zwei Abkommen mit der Weltbank und der EBWE abgeschlossen habe, die Beiträge von
jeweils CHF 10 Mio. für deren Ukraine-Programme vorsähen. Dadurch sollten die
nichtmilitärischen Kernfunktionen der Ukraine aufrechterhalten, das wirtschaftliche
Reformprogramm an das Wiederaufbauprogramm angepasst und die
Wettbewerbsfähigkeit ukrainischer KMUs erhalten werden. Zudem beschlossen das
SECO und die DEZA, die Beiträge an die Ukraine bis Ende 2023 auf über CHF 100 Mio. zu
verdoppeln und Bundespräsident Cassis kündigte an, CHF 15 Mio. für die digitale
Transformation in der Ukraine zu sprechen. 31
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